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1
Einleitung

Obwohl viele ihrer Instrumente nicht gänz-
lich neu sind, markiert die aktivierende Ar-
beitsmarktpolitik eine grundlegende Neu-
ausrichtung der deutschen Arbeitsmarkt-
und Sozialpolitik. Sie besteht im Kern in ei-
ner Fokussierung auf das individuelle Ver-
halten der Arbeitslosen (Bartelheimer 2005,
S. 55f.; Dingeldey 2005, S. 6). Arbeitslosig-
keit wird als Folge individueller Verhal-
tensdefizite interpretiert. Entsprechend ist
es das Ziel der Arbeitsmarktpolitik, durch
„verhaltensstützende und -beeinflussende
Maßnahmen“ (Hartz et al. 2002) eine Ver-
haltensänderung herbeizuführen und „er-
wünschtes“ Verhalten herzustellen (Dingel-
dey 2005, S. 22f.). Die Verantwortung für
das persönliche Arbeitsmarktschicksal (und
damit letztlich für die gesellschaftliche Mi-
sere der Arbeitslosigkeit) wird auf diese
Weise individualisiert, womit die Arbeits-
marktpolitik entlastet wird (Brütt 2003,
S. 650).

Vor dem Hintergrund, dass der erhoff-
te Effekt der aktivierenden Arbeitsmarkt-
politik bislang weitgehend ausgeblieben ist
(Bundesregierung 2006), sind Zweifel an
den Grundprämissen der Aktivierungspo-
litik angebracht. So wird unterstellt, dass
das Problem der Arbeitslosigkeit vor allem
auf die mangelnde Motivation und Bereit-
schaft der Arbeitslosen zurückzuführen sei.
Dabei wird ausgeblendet, dass eine wichti-
ge Ursache auch in der fehlenden gesamt-
wirtschaftlichen Nachfrage nach Arbeits-
kräften liegt und somit struktureller Natur
ist (Trube 2003, S. 302). Dennoch gilt es,
das Aktivierungsparadigma ernst zu neh-
men. Denn für die Betroffenen ist es gera-
de aufgrund seiner fragwürdigen Grund-
prämissen folgenreich.

Ziel dieses Beitrags ist es, die Frage
„Was ist Aktivierung?“ durch den Blick auf

2.1 VERFÜGBARKEIT

Ein erheblicher Teil der Auseinanderset-
zung mit der Aktivierungspolitik dreht sich
um den Aspekt einer erweiterten Verfüg-
barkeit für den Arbeitsmarkt – insbesonde-
re dann, wenn es um die Zwangsaspekte
der neuen Arbeitsmarktgesetzgebung geht
(Völker 2005; Brütt 2003; Spindler 2003).
Allerdings ist Verfügbarkeit nicht aus-
schließlich durch repressive Maßnahmen
zu erzielen. Verfügbarkeit meint Beschäfti-
gungsbereitschaft. Dies kann einerseits be-
deuten, dass Verfügbarkeit über Instru-
mente hergestellt werden soll, die mit ne-
gativen Sanktionen im Falle mangelnder
Bereitschaft verbunden sind (Variante 
Fordern).Andererseits lassen sich aber auch
Instrumente identifizieren, die eine Ver-
fügbarkeit für den Arbeitsmarkt ermögli-
chen sollen, wenn die Bereitschaft zur Auf-
nahme einer Beschäftigung zwar vorhan-
den, die Verfügbarkeit aber durch besonde-
re Hemmnisse eingeschränkt ist (Variante
Fördern) (Abschnitt 3.1).

2.2 EIGENVERANTWORTUNG

Die zweite Zieldimension der aktivieren-
den Arbeitsmarktpolitik ist die der Eigen-
verantwortung (Bothfeld et al. 2005; Dah-
me/Wohlfahrt 2005; Lessenich 2005).Auch
in dieser Dimension sind zwei Varianten zu
unterscheiden. Das Ziel einer aktiveren
Rolle des Individuums bei der Vermark-
tung seiner eigenen Arbeitskraft wird also
auf zwei Wegen zu erreichen versucht: zum
einen mittels eines erhöhten Drucks auf die
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die Anforderungen zu beantworten, die an
das Verhalten der Individuen gestellt wer-
den. Dies erfordert, alle potenziellen Wir-
kungsdimensionen der Aktivierungspoli-
tik gleichermaßen zu berücksichtigen.
Selbst wenn einiges darauf hindeutet, dass
die repressive Variante in der Praxis domi-
niert (Lessenich 2005; Brütt 2003; Spindler
2003; Trube 2003), lässt sich Aktivierung
nicht darauf reduzieren. Eine umfassende
Wirkungsanalyse kann letztlich nur auf der
Grundlage empirischer Untersuchungen
erfolgen. Dies wiederum setzt voraus, dass
das Aktivierungsparadigma zunächst in
seiner ganzen konzeptionellen Breite er-
fasst wird. Um die unterschiedlichen Fa-
cetten der Aktivierungspolitik transparent
zu machen, werden im folgenden Abschnitt
drei Zieldimensionen der aktivierenden
Arbeitsmarktpolitik identifiziert.Anschlie-
ßend wird aufgezeigt, welche arbeitsmarkt-
politischen Maßnahmen in welcher Di-
mension wirksam sind.

2
Dimensionen der 
Aktivierung

Der Begriff „Aktivierung“ suggeriert, dass
sich die betroffenen Arbeitslosen in einem
Zustand der Passivität befinden, aus dem es
sie wachzurütteln gilt. Da Arbeitslosigkeit
als Verhaltensdefizit der Erwerbslosen ge-
deutet wird, wird das individuelle Verhal-
ten zum Gegenstand der arbeitsmarktpoli-
tischen Intervention. Anhand der einschlä-
gigen Literatur lassen sich drei zentrale
Zieldimensionen der aktivierenden Ar-
beitsmarktpolitik identifizieren: die Bereit-
schaft der Arbeitslosen zur Annahme einer
Beschäftigung (Verfügbarkeit), die aktive
Verwertung der eigenen Arbeitskraft (Ei-
genverantwortung) und die (Wieder-)Her-
stellung bzw. der Erhalt von Arbeitsmarkt-
nähe (Beschäftigungsfähigkeit).
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Arbeitslosen und der Sanktionierung man-
gelnder Eigenverantwortung (Variante For-
dern); zum anderen durch die Ermögli-
chung eigenverantwortlichen Verhaltens,
indem vorhandene Eigenaktivitäten unter-
stützt oder Barrieren beseitigt werden, die
der Übernahme von Eigenverantwortung
entgegenstehen (Variante Fördern) (Ab-
schnitt 3.2).

2.3 BESCHÄFTIGUNGSFÄHIGKEIT

Die dritte Zieldimension ist schließlich die
Beschäftigungsfähigkeit. Hierbei geht es um
die (Wieder-)Herstellung bzw. um den Er-
halt von Arbeitsmarktnähe. Beschäfti-
gungsfähigkeit beschreibt „die Fähigkeit ei-
ner Person, auf der Grundlage ihrer fachli-
chen und Handlungskompetenzen, Wert-
schöpfungs- und Leistungsfähigkeit ihre
Arbeitskraft anbieten zu können und damit
in das Erwerbsleben eintreten zu können,
ihre Arbeitsstelle zu halten oder, wenn
nötig, sich eine neue Erwerbsbeschäftigung
zu suchen“ (Blancke et al. 2000, S. 9). Die
Instrumente in dieser Dimension zielen auf
die Herstellung von Arbeitsmarktnähe bzw.
die Verhinderung von Arbeitsmarktferne.
Eben daran lässt sich der Unterschied zwi-
schen Fördern und Fordern verdeutlichen:
Während es in der fördernden Variante um
einen gezielten Ausgleich von Qualifikati-
onsdefiziten geht, zielt die fordernde Vari-
ante lediglich darauf, der fortschreitenden
„Entwöhnung“ von der Erwerbsarbeit ent-
gegenzuwirken (Abschnitt 3.3).

3
Instrumente der 
Aktivierung

3.1 INSTRUMENTE IN DER 
DIMENSION „VERFÜGBARKEIT“

Zunächst werden jene Instrumente be-
trachtet, die mit negativen Sanktionen im
Falle mangelnder Verfügbarkeit verbunden
sind (Variante Fordern). Im Anschluss dar-
an werden die Instrumente behandelt, die
Beschäftigungsbereitschaft durch den Ab-
bau von Verfügbarkeitshemmnissen er-
möglichen sollen (Variante Fördern).

Variante Fordern

(1) Zumutbarkeit: Als Instrument des For-
derns von Verfügbarkeit wirken die ver-

schärften Zumutbarkeitsregeln. Dies gilt
insbesondere im SGB II-Bereich, wo die
Regelungen des Bundessozialhilfegesetzes
übernommen wurden. Berufs-, Qualifika-
tions- und Tarifschutzbestimmungen wa-
ren hier bereits 1998 außer Kraft gesetzt
worden. Aber auch im Bereich des SGB III
gelten mit zunehmender Dauer der Ar-
beitslosigkeit verschärfte Definitionen, was
zumutbar ist. Dies gilt sowohl bei der Höhe
des Arbeitsentgelts als auch für einen
Wohnortwechsel.Wichtig ist in diesem Zu-
sammenhang die Umkehr der Beweislast:
Nicht mehr der Träger der Grundversor-
gung muss die Zumutbarkeit einer Be-
schäftigung rechtfertigen, sondern der oder
die Arbeitslose hat die Unzumutbarkeit ei-
ner Beschäftigung nachzuweisen. Verbind-
lich werden diese Regelungen durch Sank-
tionen in Form von Sperrzeiten, die Absen-
kung der Regelleistungen oder das vollstän-
dige Erlöschen des Anspruchs. Im Bereich
des SGB II gilt mit dem Fortentwicklungs-
gesetz seit August 2006 (Deutscher Bun-
destag 2006), dass bei der ersten Ablehnung
eines Vermittlungsangebots zunächst die
Unterkunftszahlungen gekürzt werden. Bei
der zweiten Ablehnung erfolgt eine Kür-
zung des Regelsatzes und der Mietzahlun-
gen um 60 %. Bei der dritten Ablehnung
werden die Leistungen komplett gestri-
chen. Der Zeitraum, innerhalb dessen die
Pflichtverletzung verfällt, wurde von drei
auf zwölf Monate ausgedehnt.1

Sanktionen sind auch bei der Verlet-
zung der frühzeitigen Meldepflicht vorgese-
hen: Personen, deren versicherungspflich-
tiges Arbeitsverhältnis endet, müssen sich
unverzüglich nach Kenntnis des Beendi-
gungszeitpunkts persönlich bei der Agen-
tur für Arbeit arbeitsuchend melden. Für
befristet Beschäftigte gilt eine Meldepflicht
drei Monate vor Ablauf des Arbeitsver-
trags. Bei Versäumnis kommt es zu einer
Minderung des Anspruches von bis zu 50 €
für jeden Tag der verspäteten Meldung.
Laut Fortentwicklungsgesetz sollen schließ-
lich Arbeitslose, die erstmalig das Arbeits-
losengeld II beziehen, ein Sofortangebot er-
halten, dessen Ablehnung sanktioniert
wird. Ziel dieses Instruments ist es, die 
Verfügbarkeit für den Arbeitsmarkt vor
dem Eintritt in den Leistungskreis des SGB
II zu prüfen und damit Arbeitslosigkeit
und Entgeltersatzleistungen zu vermeiden
(Bundesregierung 2006, S. 119).

(2) Kontrolle: Zusätzlich gibt es zahlreiche
Instrumente, die zur Kontrolle der Motiva-

tion und Beschäftigungsbereitschaft einge-
setzt werden. Dazu gehören a) die Beauf-
tragung von Trägern mit Eingliederungs-
maßnahmen, b) die Personal-Service-
Agenturen (PSA), c) die Beauftragung
Dritter mit der Vermittlung, d) Vermitt-
lungsgutscheine, e) Eignungsfeststellungs-
und Trainingsmaßnahmen sowie f) Ar-
beitsgelegenheiten.

ad a) Im Falle der Beauftragung von
Trägern mit Eingliederungsmaßnahmen
handelt es sich um eine Ermessensleistung
der Agentur. Die Vergütung der Träger be-
steht aus einer Fallpauschale und einer Er-
folgsprämie für jede erfolgreiche Vermitt-
lung, die zeitlich gestaffelt ausbezahlt wird.
Bei jeder fehlgeschlagenen Vermittlung
verlangen die Agenturen einen festen Be-
trag von den Maßnahmeträgern zurück.
Über die Tatsache hinaus, dass dieses In-
strument genutzt wird, um die Verfügbar-
keit am Arbeitsmarkt zu kontrollieren,
dürfte sein aktivierender Effekt auch durch
das Eigeninteresse des Maßnahmenträgers
am Vermittlungserfolg verstärkt werden.
Voraussetzung für die Wirksamkeit des In-
struments ist jedoch die sanktionsbehaftete
Zuweisung von Arbeitslosen in solche Maß-
nahmen, da nur auf diese Weise ein Fordern
von Seiten der Agentur möglich ist.

ad b) Dies gilt auch mit Blick auf die
PSA. Diese stellen Arbeitslose befristet ein
und verleihen sie an andere Betriebe. Die
Zuweisung der Arbeitslosen zu einer PSA
erfolgt durch die Agenturen. Dies führt in
der Praxis zu Konflikten mit den Maßnah-
meträgern, die wegen des erfolgsabhängi-
gen Honorars ein Interesse an leicht ver-
mittelbaren Arbeitslosen haben.

ad c) Bei der Beauftragung von Dritten
mit der Vermittlung wird die Auswahl der
TeilnehmerInnen ebenfalls von den Agen-
turen getroffen. Im Gegensatz zur Beauf-
tragung von Trägern und zu den PSA stellt
dieses Instrument eine Pflichtleistung dar,
auf die Arbeitslose nach sechsmonatiger
Arbeitslosigkeit einen Rechtsanspruch ha-
ben. Die Agenturen können hierbei Dritte
mit der gesamten Vermittlung, mit Teilauf-
gaben der Vermittlung oder mit der Stel-
lenakquisition beauftragen. Allerdings

1 Für Jugendliche unter 25 Jahren führt die Ableh-
nung eines Vermittlungsangebots oder der Ab-
bruch einer Maßnahme zu einem sofortigen und
vollständigen Wegfall der Leistungen. Ihnen wird
in diesem Fall nur die Übernahme der Kosten für
Unterkunft und Heizung gewährt.
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wird auch dieses Instrument häufig zur
Überprüfung der Beschäftigungsbereit-
schaft angewendet. Für die Arbeitslosen hat
eine Ablehnung der Maßnahme leistungs-
rechtliche Konsequenzen.

ad d) Als doppeldeutig ist die Wirkung
der Vermittlungsgutscheine einzuschätzen:
Sie können im Sinne des Förderns wirken,
wenn sie für die eigenverantwortliche Ar-
beitssuche genutzt werden. Dies setzt je-
doch ein hohes Maß an Eigeninitiative vo-
raus (Abschnitt 3.2). In der Praxis werden
die Vermittlungsgutscheine stattdessen oft-
mals benutzt, um die Verfügbarkeit von Ar-
beitslosen zu prüfen.

ad e) Ähnlich doppeldeutig sind die
Eignungsfeststellungs- und Trainingsmaß-
nahmen: Wenn sie zur Prüfung der Be-
schäftigungsbereitschaft eingesetzt werden,
wirken sie als Instrument des Forderns. Sie
können jedoch auch zur Behebung gerin-
gerer Qualifikationsdefizite dienen (Ab-
schnitt 3.3).

ad f) Auch Arbeitsgelegenheiten sind
dann zu den fordernden Instrumenten der
Aktivierungspolitik zu zählen, wenn sie an-
geboten werden, um die Verfügbarkeit der
Arbeitslosen zu kontrollieren. Die Arbeits-
gelegenheiten kommen ausschließlich im
SGB II-Bereich zur Anwendung. Es wird
zwischen der Entgelt- und der Mehrauf-
wandsvariante unterschieden. Erstere ist
eine sozialversicherungspflichtige Beschäf-
tigung, bei der das übliche Arbeitsentgelt
anstatt des Arbeitslosengeldes II ausgezahlt
wird. Bei der Mehraufwandsvariante („1-
Euro-Job“) handelt es sich um eine ge-
meinnützige Beschäftigung, bei der die Ar-
beitslosen neben dem Arbeitslosengeld II
eine Mehraufwandsentschädigung von 
1–2 € pro Stunde erhalten. Insbesondere
dieses Mittel verdeutlicht, dass die aktivie-
rende Arbeitsmarktpolitik zur Ausweitung
prekärer und atypischer Beschäftigung bei-
tragen kann (Brinkmann et al. 2006, S. 78f.;
Lessenich 2005, S. 25f.; Walther 2003,
S. 302), da ihre Instrumente bestehende so-
zialpolitische Standards unterlaufen. Dies
verweist nicht zuletzt auf die erzieherische
Komponente der Aktivierungspolitik: Die
Betroffenen lernen, Arbeit sprichwörtlich
„um jeden Preis“ zu akzeptieren.

(3) Individualisierung: Mit Umsetzung der
Arbeitsmarktreformen wurde die Erstel-
lung von Bewerberprofilen als Standardvor-
gang bei der Arbeitslosigkeitsmeldung ein-
geführt. Ziel des Profilings ist es, die für die
Vermittlung erforderlichen beruflichen

und persönlichen Merkmale von Arbeits-
losen festzustellen. Auf dieser Grundlage
erfolgt eine Prognose der Arbeitsmarkt-
chancen, die zur Unterscheidung zwischen
„Kundengruppen“ führt. Der Ressour-
ceneinsatz variiert entlang der Gruppen.
Im Falle der „Marktkunden“ wird davon
ausgegangen, dass eine Integration in den
Arbeitsmarkt auch ohne intensivere Unter-
stützung gelingt. Im Falle der „Beratungs-
kunden“ wird ein Unterstützungsbedarf
angenommen, wobei erwartet wird, dass
die Aufnahme einer Erwerbsarbeit vor Ein-
tritt in den Förderkreis des SGB II erfolgen
kann.2 Bei den „Betreuungskunden“ dage-
gen werden kaum Arbeitsmarktchancen
erwartet, weshalb diese in der Praxis nur
ein geringes Maß an Unterstützung erhal-
ten (Bundesregierung 2006, S. IX–X).

Die Bedeutung der Bewerberprofile ist
zum einen darin zu sehen, dass sie die Vor-
aussetzung für einen zielgerichteten In-
strumenteneinsatz sind. Darüber hinaus ist
dem Profiling aber auch eine unmittelbar
aktivierende Wirkung eigen: Es beinhaltet
einen systematischen Abgleich zwischen
den vorhandenen und den gewünschten
Eigenschaften der Person. Bildlich gespro-
chen wird den Arbeitslosen durch das Pro-
filing ein Spiegel vorgehalten, der ihren
Marktwert sichtbar macht. Insofern hat das
Instrument eine sekundäre Wirkung: Es
weist soziale Rollen zu.

Bei den Eingliederungsvereinbarungen
handelt es sich um einen Vertragsabschluss
zwischen Arbeitsagentur und dem oder der
Arbeitslosen, auch wenn die Arbeitslosen
de facto nicht den Status eines vollwertigen
Marktteilnehmers haben (Brütt 2003,
S. 648). Hiermit werden sowohl die Ver-
mittlungsbemühungen der Agentur als
auch die Eigenbemühungen der Arbeitslo-
sen verbindlich festgeschrieben.

(4) Finanzieller und sozialer Druck: Als
sanktionsbehaftetes Fordern von Verfüg-
barkeit wirkt im Bereich des SGB II auch
die Möglichkeit, Lebensmittelgutscheine an-
stelle von Bargeld an Arbeitslose auszuge-
ben.3 Da mit den Gutscheinen nur „lebens-
notwendige Güter“ erworben werden kön-
nen, ist mit diesem Instrument eine erheb-
liche Einschränkung der Lebensqualität
verbunden. Damit steigt nicht nur der un-
mittelbare Druck zur Annahme einer Be-
schäftigung. Vielmehr werden die indivi-
duellen Erwartungen und Gewohnheiten
unmittelbar beeinflusst. Darüber hinaus
haben die Lebensmittelgutscheine eine so-

zial stigmatisierende Wirkung: Der Status
der Person als Leistungsempfänger wird
beim Einkauf öffentlich, was mittelbar den
Zwang zur Verhaltensänderung verstärken
kann.

Auf eine Erhöhung des finanziellen
und sozialen Drucks zur Aufnahme einer
Beschäftigung wirkt im Rechtskreis des
SGB II zudem die Bemessung der Leistungs-
ansprüche am Einkommen der Bedarfsge-
meinschaft hin, wonach das Einkommen
des Lebenspartners oder der Lebenspart-
nerin in die Berechnung der Leistungsan-
sprüche einbezogen wird. Mit dem Fort-
entwicklungsgesetz gilt auch in Bezug auf
die Bedarfsgemeinschaften eine Beweislast-
umkehr: Wer mit anderen in einem Haus-
halt zusammenlebt, muss selbst nachwei-
sen, dass es sich nicht um eine eheähnliche
Gemeinschaft handelt.

Als Maßnahmen der Verfügbarkeits-
prüfung sind schließlich die Ausweitung
der Kontrollen bei Verdachtsfällen von Leis-
tungsmissbrauch (z. B. Hausbesuche und
Telefonabfragen) sowie die erweiterten Zu-
griffsmöglichkeiten auf die Daten anderer
Behörden (z. B. Finanzbehörden, Melde-
behörden, Kraftfahrtbundesamt) zu deu-
ten. Zum einen kann wiederum der dro-
hende Entzug von Leistungen die Arbeits-
bereitschaft erhöhen. Zum anderen kann
schon die Möglichkeit, jederzeit in die Pri-
vatsphäre der Arbeitslosen einzudringen,
eine „aktivierende“ Wirkung haben.

Variante Fördern

Zu den fördernden arbeitsmarktpoliti-
schen Instrumenten in der Dimension Ver-
fügbarkeit gehören unter anderem der Ein-
gliederungszuschuss, der Einstellungszu-
schuss bei Neugründung und bei Vertretung,
der Beitragsbonus und die Förderung der
Teilhabe Behinderter. Diese Instrumente er-
möglichen die Verfügbarkeit für den Ar-
beitsmarkt, wenn diese durch Hemmnisse
eingeschränkt ist. So sind z. B. die Ziel-
gruppen des Eingliederungszuschusses Äl-
tere und Langzeitarbeitslose sowie Perso-
nen mit anderen „Vermittlungshemmnis-

2 Je nach Einschätzung der Motivation und Qualifi-
kation wird zwischen „Beratungskunden aktivie-
ren“ und „Beratungskunden fördern“ unterschie-
den.

3 Diese Praxis war bislang nur bei Asylsuchenden
üblich. Zu den Parallelen zwischen Arbeitsmarkt-
reformen und Migrationsmanagement in Deutsch-
land vgl. Kopp (2006).
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wieder eine Beschäftigung finden. Insofern
ist der Bildungsgutschein nur bedingt ein
Instrument der Aktivierung, da er eine vor-
handene Motivation und Arbeitsmarkt-
nähe voraussetzt. Dies gilt auch für den
Vermittlungsgutschein, der vor allem von
der Gruppe der „Marktkunden“ aktiv 
genutzt wird (Bundesregierung 2006,
S. 122f.), während er bei den „Betreuungs-
kunden“ überwiegend zur Prüfung der
Verfügbarkeit eingesetzt wird. Daran wird
deutlich, dass einzelne Instrumente der ak-
tivierenden Arbeitsmarktpolitik zur Re-
produktion ungleicher Arbeitsmarktchan-
cen und -risiken beitragen.

3.3 INSTRUMENTE IN DER 
DIMENSION 
„BESCHÄFTIGUNGSFÄHIGKEIT“

Die Instrumente in der Dimension Be-
schäftigungsfähigkeit zielen auf die (Wie-
der-)Herstellung bzw. den Erhalt von Ar-
beitsmarktnähe. Für die Zuordnung zu den
Varianten Fordern oder Fördern ist einer-
seits entscheidend, ob die Maßnahmenteil-
nahme erzwungen wird oder freiwillig er-
folgt. Andererseits gilt es zu berücksichti-
gen, ob die Befähigung der betreffenden
Person im Vordergrund steht oder lediglich
das Ziel, einer fortschreitenden „Entwöh-
nung“ von Erwerbsarbeit entgegenzuwir-
ken ist. Zur Variante Fördern werden hier
nur solche Maßnahmen gezählt, bei denen
es gezielt darum geht, die Beschäftigungs-
fähigkeit mittels der gezielten Förderung
von Fähigkeiten und Kenntnissen zu ver-
bessern.

Variante Fordern

Bei den Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen
(ABM) handelt es sich um eine durch pau-
schalisierte Lohnkostenzuschüsse geför-
derte Beschäftigung, die im öffentlichen
Interesse sein soll und deren Ergebnis 
nicht überwiegend erwerbswirtschaftli-
chen Zwecken dienen darf. ABM zählen zu
den „klassischen“ Instrumenten der Ar-
beitsmarktpolitik. Trotzdem kann ihre
Wirkung in einem allgemeinen Sinne als
„aktivierend“ bezeichnet werden: Sie ver-
hindern, dass die Betroffenen in die „Passi-
vität“ abgleiten. Dies als „Fördern“ zu be-
zeichnen, ist jedoch unangebracht, da es
hier nicht um die Ermöglichung von Be-
schäftigungsfähigkeit, sondern um die Ver-
hinderung von Arbeitsmarktdistanz geht.
Eine ergänzende oder zusätzliche Qualifi-

Dimension Eigenverantwortung. Der Ver-
tragsabschluss symbolisiert die Eigenver-
antwortung des Arbeitslosen für die Inte-
gration in den Arbeitsmarkt. Die Verant-
wortung für das Schicksal des Einzelnen
auf dem Arbeitsmarkt wird zunehmend in-
dividualisiert (Abschnitt 4).

Schließlich sind die Beauftragung von
Trägern mit Eingliederungsmaßnahmen, die
Beauftragung Dritter mit der Vermittlung
sowie die Personal-Service-Agenturen als
Instrumente des Einforderns von Eigenver-
antwortung zu verstehen. Bei nicht konfor-
mem Verhalten – z. B. im Falle einer Ab-
lehnung oder eines Abbruchs solcher Maß-
nahmen – können Sanktionen erfolgen.

Variante Fördern

Zu den Instrumenten der Förderung selbst-
ständiger Tätigkeiten zählten bislang die
auf den Bereich des SGB III beschränkten
Instrumente des Überbrückungsgelds und
des Existenzgründungszuschusses („Ich-
AG“). Sie wurden inzwischen durch den
Gründungszuschuss ersetzt. Jenseits der
Frage nach dem Erfolg dieser Instrumente
kann die Förderung von Selbstständigkeit
für das Leitbild der Aktivierung durchaus
als paradigmatisch verstanden werden, da
mit ihr ein Höchstmaß an Eigenverant-
wortung und -initiative verbunden ist. Dies
gilt insbesondere im Falle der Alleinselbst-
ständigkeit. Bislang ungenutzte indivi-
duelle Ressourcen sollen auf diese Weise
mobilisiert und verwertet werden.

Das Einstiegsgeld im Bereich SGB II
kann sowohl bei Aufnahme einer selbst-
ständigen Tätigkeit (Variante Entgelt) als
auch einer sozialversicherungspflichtigen
Beschäftigung (Variante Beschäftigung)
eingesetzt werden. Der Schwerpunkt der
Förderung liegt jedoch eindeutig auf der
Variante Entgelt (BA 2006, S. 12f.). Ihre
Wirksamkeit entspricht jener der oben ge-
nannten Instrumente im SGB III. Aber
auch die Variante Beschäftigung kann über
das Mittel finanzieller Anreize als Instru-
ment des Förderns von Eigenverantwor-
tung wirksam werden.

Die aktivierende Wirkung des Bil-
dungsgutscheins liegt darin, dass er es der zu
fördernden Person überantwortet, einen
geeigneten Weiterbildungsträger zu su-
chen. Allerdings werden aufgrund der vor-
geschriebenen Verbleibsquote von 70 %
vor allem solche Arbeitslosen gefördert, die
lediglich ein geringes Qualifizierungsdefi-
zit haben und voraussichtlich schnell 

sen“, wie schlechten Deutschkenntnissen
oder Drogenabhängigkeit (Bundesregie-
rung 2006, S. 172). In allen genannten Fäl-
len handelt es sich allerdings um Lohnzu-
schüsse an den Arbeitgeber, um ihm einen
Anreiz zur Beschäftigung zu bieten. Dem-
gegenüber ist die Entgeltsicherung für Älte-
re ein Zuschuss zum Arbeitsentgelt und
zum Beitrag zur Rentenversicherung an
über 50-Jährige, wenn diese die Arbeitslo-
sigkeit beenden oder vermeiden. Als In-
strument des Förderns von Verfügbarkeit
wirkt ferner die Unterstützung der Beratung
und Vermittlung. Hierunter fällt z. B. die
Kostenerstattung bei Bewerbungen. Ähn-
lich ermöglichen Mobilitätshilfen eine Ver-
fügbarkeit für den Arbeitsmarkt, indem sie
Fahrt-, Lebenshaltungs- und Umzugskos-
ten ersetzen.

3.2 INSTRUMENTE IN DER 
DIMENSION „EIGENVERANT-
WORTUNG“

Die Instrumente in der Dimension Eigen-
verantwortung zielen auf eine aktive Rolle
des Individuums bei der Vermarktung der
eigenen Arbeitskraft. Sie beinhalten einer-
seits Maßnahmen zur Sanktionierung feh-
lender Eigenverantwortung und -initiative
(Variante Fordern). Andererseits sollen sie
eigenverantwortliches Verhalten ermögli-
chen, indem vorhandene Eigenaktivitäten
unterstützt oder Barrieren beseitigt wer-
den, die der Übernahme von Eigenverant-
wortung entgegenstehen (Variante För-
dern).

Variante Fordern

Zu den Instrumenten des Forderns von Ei-
genverantwortung gehören verschärfte Zu-
mutbarkeitsregeln, Sperrzeiten, die Absen-
kung der Regelleistungen bzw. das Erlöschen
des Anspruchs auf Lohnersatzleistungen,
die Umkehr der Beweislast sowie die früh-
zeitige Meldepflicht. Über den Aspekt des
Einforderns von Verfügbarkeit (Abschnitt
3.1) hinaus wirken diese Instrumente dar-
auf hin, Arbeitslose – unter Androhung
von Sanktionen – zu eigenverantwortli-
chen Marktsubjekten zu „erziehen“. Eigen-
verantwortung ist hier also eindeutig nega-
tiv ausgelegt: Sind die Betroffenen nicht be-
reit, das jeweilige Angebot anzunehmen,
müssen sie die leistungsrechtlichen Konse-
quenzen tragen.

Auch die Eingliederungsvereinbarungen
wirken als forderndes Instrument in der
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kation findet in der Regel nicht statt. Ob-
wohl also die Teilnahme an einer Maßnah-
me von Seiten der Arbeitslosen erwünscht
sein kann, sind ABM zu den Instrumenten
des Forderns von Beschäftigungsfähigkeit
zu zählen. Gleiches gilt auch für das Instru-
ment der Arbeitsgelegenheiten (Abschnitt
3.1).

Die Personal-Service-Agenturen (PSA)
wiederum sollen die Arbeitslosen in ver-
leihfreien Zeiten bei der Suche nach einer
regulären Beschäftigung sowie bei der
Qualifizierung und Weiterbildung unter-
stützen. Allerdings ist das Instrument bis-
lang nur mäßig erfolgreich (Bundesregie-
rung 2006, S. 139ff.). Insofern fordern PSA
über die sanktionsbehaftete Maßnahmen-
zuweisung zwar die (Wieder-)Herstellung
von Beschäftigungsfähigkeit ein, bieten
aber umgekehrt nur wenig langfristige In-
tegrationsperspektiven.

Variante Fördern

Das zentrale Instrument des Förderns von
Beschäftigungsfähigkeit ist die berufliche
Aus- und Weiterbildung. Hier wird durch
Qualifizierung langfristig Beschäftigungs-
fähigkeit ermöglicht. Dies gilt auch für den
Bildungsgutschein. Schließlich können
auch Eignungsfeststellungs- und Trainings-
maßnahmen als Instrumente des Förderns
von Beschäftigungsfähigkeit wirken, wenn
sie nicht zur Überprüfung der Verfügbar-
keit (Abschnitt 3.1), sondern zur Behebung
von Qualifizierungsdefiziten eingesetzt
werden. In der Praxis erweist es sich jedoch
als Problem, dass die Chancen, in den Ge-
nuss einer solchen Förderung zu kommen,
ungleich verteilt sind: Es werden vor allem
diejenigen gefördert, bei denen eine „Inves-
tition“ in eine Qualifizierung kurzfristig
lohnenswert erscheint (Dahme/Wohlfahrt
2005, S. 17).

4
Individualisierung und 
Privatisierung

Quer zu den drei vorgenannten Dimensio-
nen liegt die Dimension einer verstärkten
Individualisierung der Verantwortung für
das eigene Arbeitsmarktschicksal. Diese
vollzieht sich z. B. aufgrund der Tatsache,
dass die Leistungen der Grundversorgung
durch die Politik des Forderns unter Vor-
behalt gestellt werden: Lehnen Arbeitslose

ein Jobangebot ab, müssen sie die Konse-
quenzen in Form verschärfter Sanktionen
tragen, während zugleich die Beweislast für
die Unzumutbarkeit des Angebots bei ih-
nen liegt. Andererseits wird die Individua-
lisierung, z. B. auch durch die Förderung
selbstständiger Tätigkeiten, vorangetrie-
ben, da das erfolgreiche Bestehen als „Un-
ternehmer der eigenen Arbeitskraft“ eine
aktive Selbstvermarktung erfordert. Die
Tendenz zur Individualisierung drückt sich
schließlich auch darin aus, dass es den Ar-
beitslosen zunehmend selbst zufällt, ihre
eigene Beschäftigungsfähigkeit erfolgreich
(wieder-)herzustellen.

Mit Blick auf andere Instrumente stellt
sich die Individualisierung jedoch als wi-
dersprüchlich dar. So wirkt die Zuordnung
der Arbeitslosen zu einer von vier „Kun-
dengruppen“ im Sinne einer Kategorisie-
rung des Individuums. Zugleich ist dieser
Vorgang ein in hohem Maße standardisier-
tes Verfahren, das der betroffenen Person
kaum gerecht werden kann. Widersprüch-
lich ist die Individualisierungstendenz
auch mit Blick auf die Bemessung der Leis-
tungsansprüche am Einkommen der Be-
darfsgemeinschaft. Hier wird die Verant-
wortung für Erfolg und Versagen am Ar-
beitsmarkt an die Angehörigen der Ar-
beitslosen weitergegeben. Diese werden
gewissermaßen in „Sippenhaft“ genom-
men. Insofern erscheint es sinnvoll, nicht
von einer Individualisierung, sondern von
einer Privatisierung der Verantwortung
durch die aktivierende Arbeitsmarktpoli-
tik zu sprechen: Die Bewältigung von 
Arbeitsmarktchancen und -risiken fällt
verstärkt dem Einzelnen und seinem sozia-
len Umfeld zu. Private Beziehungen und 
ehemals separate Räume der privaten Le-
benswelt werden zum Gegenstand arbeits-
marktstrategischen Denkens und Han-
delns. Eine solche Privatisierung der Ver-
antwortung für das individuelle Arbeits-
marktschicksal muss von den Betroffenen
nicht zwingend als Gefährdung wahrge-
nommen werden. Einige mögen sie durch-
aus als Chance begreifen. Dennoch dürfte
die faktische Konzentration der Arbeits-
marktpolitik auf die Instrumente des For-
derns zur Folge haben, dass für viele Ar-
beitslose insbesondere die Privatisierung
von Arbeitsmarktrisiken zur dominanten
Erfahrung wird.

5
Fazit: Was ist Aktivierung?

Durch die aktivierende Arbeitsmarktpoli-
tik wird das individuelle Verhalten der Ar-
beitslosen zum Bezugspunkt der arbeits-
marktpolitischen Intervention. Aktivie-
rung bedeutet, durch geeignete Verhal-
tensanreize unerwünschtes Verhalten zu
verhindern und erwünschtes Verhalten
herzustellen. Es wurden drei Dimensionen
herausgearbeitet, auf die sich der Versuch
einer solchen Verhaltenssteuerung bezieht.
Jedes Instrument der Aktivierungspolitik
lässt sich mindestens einer dieser drei Wir-
kungsdimensionen zuordnen, wobei es
möglich ist, dass ein Instrument zugleich in
mehreren Dimensionen funktionell ist.
Zusätzlich lässt sich jede der drei Dimen-
sionen von Aktivierung intern in eine ne-
gative, erzwungene Variante (Fordern) und
eine positive, ermöglichende Variante (För-
dern) differenzieren, wodurch insgesamt
sechs mögliche Ausprägungen unterschie-
den werden können (Tabelle 1).

Die Forderung nach Verfügbarkeit, Ei-
genverantwortung und Beschäftigungs-
fähigkeit wirkt über die negative Sanktio-
nierung unerwünschten Verhaltens. Im Zu-
ge der Arbeitsmarktreformen wurden be-
kannte Sanktionen (z. B. Sperrzeiten,
Leistungskürzungen) ausdifferenziert und
verschärft und durch Sanktionen ergänzt,
die auf eine mittelbare Wirkung über das
soziale Umfeld der Person ausgerichtet sind
(Lebensmittelgutscheine, Bedarfsgemein-
schaften). Die Förderung von Verfügbar-
keit, Eigenverantwortung und Beschäfti-
gungsfähigkeit soll dagegen erwünschtes
Verhalten durch positive Verhaltensanreize
ermöglichen.

Der aktivierenden Arbeitsmarktpolitik
ist ein erzieherischer Aspekt inhärent: Die
Arbeitslosen sollen zu nützlichen Markt-
subjekten geformt werden. Dieses Ziel ist
allen Instrumenten der Aktivierungspolitik
gemeinsam. Allerdings hängt die Möglich-
keit einer erfolgreichen Aktivierung maß-
geblich davon ab, wie nah oder fern die er-
wünschten Eigenschaften den Arbeitslosen
sind: Eine Förderung kommt in der Praxis
überwiegend solchen Arbeitslosen zugute,
bei denen ein zeitnaher Integrationserfolg
erwartet wird, während Personen mit ei-
nem hohen Betreuungsbedarf kaum unter-
stützt werden (Bundesregierung 2006,
S. X). Die Chancen, in den Genuss einer
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Förderung zu kommen, sind also ungleich
verteilt. In diesem Ungleichgewicht zeigt
sich ein Widerspruch zwischen Leitbild
und Realität der aktivierenden Arbeits-
marktpolitik: Ausgerechnet diejenigen, die
besonders „förderungswürdig“ sind, wer-
den oftmals von der Förderung ausge-
schlossen.

Dies mag einerseits finanztechnische
bzw. haushaltspolitische Gründe haben.
Ein weiterer Grund liegt sicherlich in der
Verwaltungspraxis, d.h. im Umgang mit
den gesetzlichen Vorgaben auf der Aus-
führungsebene. Letztlich ist diese Schiefla-
ge jedoch schon auf der Ebene der Gesetz-
gebung und in den Verordnungen angelegt.
Dies zeigt sich nicht nur im Fortentwick-
lungsgesetz der Großen Koalition, durch
das eine noch stärkere Verschiebung vom
Fördern zum Fordern stattgefunden hat.
Vielmehr sind es die dem Leitbild der Ak-
tivierung zugrunde liegenden Grundprä-
missen selbst, die eine Betonung der
„Pflichten“ der Arbeitslosen befördern. Ei-
ne sinnvolle Politik der Aktivierung müsste
stattdessen das bedarfsorientierte Fördern
und die „Befähigung“ (Rabe/Schmid 2000)
der Betroffenen stärker in den Vorder-
grund stellen, da dies erst die Vorausset-
zungen für eigenverantwortliches Handeln
schafft. Als in vielerlei Hinsicht positiv 
lässt sich hier auf das dänische Modell
(Goul Andersen 2003; van Oorschot/Abra-
hamson 2003; van Berkel et al. 2002) ver-
weisen. Entscheidend ist, dass den Forde-
rungen auch Wahlmöglichkeiten gegen-
überstehen müssen (Walther 2003, S. 304)
und dass die Arbeitslosen Aktivierung
nicht nur als Bedrohung, sondern als
Chancenerweiterung wahrnehmen kön-
nen (Lodemel/Trickey 2001, S. 134).3

Was also ist Aktivierung? Ziel des Bei-
trags war es, sich der Antwort durch eine
Analyse der Anforderungen zu nähern,
welche die aktivierende Arbeitsmarktpoli-
tik an die arbeitslosen Individuen stellt. Ein
abschließendes Urteil erfordert weiter-
führende Untersuchungen: zum einen des
Verhältnisses zwischen Fordern und För-

dern in der arbeitsmarktpolitischen Praxis.
Hier gilt es, nicht nur die Relevanz der ver-
schiedenen Instrumente anhand der realen
Fallzahlen und der eingesetzten Finanzmit-
tel zu betrachten, sondern auch die Förder-
strukturen. Des Weiteren sollte die Frage
nach dem Verhältnis zwischen dem Leit-
bild der aktivierenden Arbeitsmarktpolitik,
seiner Umsetzung in Verordnungen und
seiner praktischen Anwendung vertieft
werden. Hier könnte sich zeigen, dass von
Aktivierung als einer konsistenten Strategie
nicht die Rede sein kann. Stattdessen ist
denkbar, dass „Aktivierung“ auf den ver-
schiedenen Ebenen unterschiedliche und
möglicherweise sogar widersprüchliche
Bedeutungen hat. Entscheidend ist jedoch,
dass sie als Anforderung an das Verhalten
der Individuen dennoch überaus wirksam
ist. Ein erheblicher Forschungsbedarf be-
steht deshalb vor allem bezüglich der indi-
viduellen und gesellschaftlichen Folgen 

der Aktivierungspolitik: Wie gehen die Be-
troffenen mit den Erfahrungen der Akti-
vierung um? Und wie wirken sich die 
Anforderungen an die Verfügbarkeit, die
Eigenverantwortung und die Beschäfti-
gungsfähigkeit der Individuen in sozialer
Hinsicht aus? Die hier entwickelte Analyse-
perspektive kann für solche vertiefenden
Untersuchungen als Grundlage dienen.

3 Ein grundsätzliches Problem ist jedoch die aus-
schließliche Orientierung der Aktivierungspolitik
an der Erwerbsarbeit als zentralem gesellschaftli-
chem Integrationsmodus: Anstatt die Individuen
„um jeden Preis“ in den Arbeitsmarkt integrieren
zu wollen, sollte die Etablierung alternativer For-
men der sozialen Anerkennung und Zugehörigkeit
zugelassen und befördert werden. Als Vorausset-
zung dafür bedürfte es aber einer bedingungslo-
sen (und mehr als nur existenzsichernden) Grund-
sicherung.

Tabelle 1: Dimensionen und Instrumente der aktivierenden 
Arbeitsmarktpolitik
Dimension Variante

Fordern Fördern
Verfügbarkeit Zumutbarkeitsregeln Eingliederungszuschuss

Sperrzeiten Einstellungszuschüsse
Absenkung/Erlöschen des Beitragsbonus
Leistungsanspruchs Förderung der Teilhabe Behinderter
Umkehr der Beweislast Entgeltsicherung für Ältere
Frühzeitige Meldepflicht Unterstützung bei Beratung und 
Eignungsfeststellung/Training Vermittlung
Beauftragung von Trägern mit Eingliederung Mobilitätshilfen
Beauftragung von Dritten mit Vermittlung
Vermittlungsgutscheine
Profiling
Eingliederungsvereinbarungen
Arbeitsgelegenheiten
PSA
Lebensmittelgutscheine
Bedarfsgemeinschaften

Eigenverant- Zumutbarkeitsregeln Überbrückungsgeld
wortung Sperrzeiten Existenzgründungszuschuss

Absenkung/Erlöschen des Einstiegsgeld
Leistungsanspruchs Bildungsgutschein
Umkehr der Beweislast Vermittlungsgutschein
Frühzeitige Meldepflicht Beauftragung Dritter
Eingliederungsvereinbarungen
Beauftragung von Trägern
Beauftragung Dritter
PSA

Beschäftigungs- ABM Berufl. Aus- und Weiterbildung
fähigkeit Arbeitsgelegenheiten Bildungsgutschein

PSA Eignungsfeststellung/Training

Quelle: Darstellung des Autors.
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